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Vortrag an den Ministerrat 

EU; Tagung des Rates für Auswärtige Angelegenheiten  
am 14. April 2025; Bericht 

Am 14. April 2025 fand in Luxemburg eine Tagung des Rates für Auswärtige 
Angelegenheiten (RAB) statt. Die Tagesordnung umfasste die Punkte Laufende 
Angelegenheiten, Russlands Aggression gegen die Ukraine, die Lage im Nahen Osten, EU-
Afrika-Beziehungen und Westbalkan. 
 
Die Hohe Vertreterin und Vizepräsidentin der Europäischen Kommission (HV/VP) Kaja 
Kallas verwies einleitend auf das informelle Abendessen mit den Außenministerinnen und 
Außenministern der Westbalkanstaaten am 13. April, an dem auch ich teilnahm, sowie 
den ersten hochrangigen Dialog mit der Palästinensischen Autonomiebehörde im 
Anschluss an den RAB am 14. April. Zudem informierte sie über den für 20. Mai 
angesetzten RAB und RAB (Verteidigung) in Brüssel. Unter dem Tagesordnungspunkt 
Laufende Angelegenheiten wurden von HV/VP Kallas die aktuellen Entwicklungen 
zwischen Armenien und Aserbaidschan angesprochen. 
 
In der Diskussion zum russischen Angriffskrieg gegen die Ukraine wies der ukrainische 
Außenminister Andrii Sybiha eingangs auf die rezenten russischen Angriffe auf Krywyj Rih 
und Sumy hin. Für eine Beendigung dieser Angriffe seien entschiedene Schritte 
notwendig, insbesondere weitere militärische Unterstützung, weitere Sanktionen und die 
rasche Öffnung der ersten Verhandlungscluster im EU-Erweiterungsprozess. Es brauche 
Stärke statt weiterer Zugeständnisse sowie robuste Sicherheitsgarantien durch die Präsenz 
europäischer Truppen mit einem US-„Backstop“. HV/VP Kallas informierte anschließend 
über ihre Pläne zur Abhaltung eines informellen RAB in Lemberg am 9. Mai sowie zu den 
laufenden diplomatischen Bemühungen im Kontext des russischen Angriffskrieges gegen 
die Ukraine und betonte, dass Russland offensichtlich keinen Frieden wolle. Dies müsse 
öffentlich und gegenüber den USA klar kommuniziert werden. Zur militärischen 
Unterstützung informierte sie über Zusagen der Mitgliedsstaaten von zwei Drittel des 
Zieles der Munitionsinitiative sowie insg. bereits über EUR 23 Mrd. für 2025. Es werde 
jedoch mehr Unterstützung benötigt. Der mögliche EU-Beitrag zu Sicherheitsgarantien 
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müsse diskutiert werden, Elemente davon könnten auch die Ausweitung der EU-
Missionen EUMAM Ukraine und EUAM Ukraine sowie Unterstützung für die ukrainische 
Verteidigungsindustrie sein. Für weiteren Druck brauche es ein 17. Sanktionspaket gegen 
Russland. Auch die Finalisierung der Arbeiten an neuen Listungen und die Prüfung von 
Reiseeinschränkungen für russische Diplomaten im Schengen-Raum sowie weitere 
Maßnahmen im Rahmen des Sanktionsregimes betreffend russische hybride Bedrohungen 
seien wichtig. 
 
Im Zuge der Diskussion verurteilten zahlreiche Mitgliedsstaaten die rezenten russischen 
Angriffe, hielten fest, dass Russland offensichtlich kein Interesse an Frieden zeige, und 
äußerten sich zu den notwendigen Kriterien für Friedensverhandlungen sowie zu den 
Bemühungen für weitere militärische Unterstützung der Ukraine. Zahlreiche 
Mitgliedsstaaten sprachen sich für die rasche Annahme eines 17. Sanktionspakets gegen 
Russland aus. Ich verurteilte die rezenten russischen Angriffe aufs Schärfste und betonte, 
dass diese lediglich erneut verdeutlichen, wer die volle Verantwortung für den Krieg trage. 
Die EU müsse weiter mit den USA zusammenarbeiten, um den Druck auf Russland zu 
steigern, jedoch auch selbst für entsprechende Maßnahmen bereit sein. In all diesen 
Fragen benötige es Einigkeit der EU, dies sei eine Stärke, die in dieser entscheidenden Zeit 
gebraucht werde. Österreich werde die Ukraine weiter und solidarisch unterstützen, 
jedoch im Einklang mit den verfassungsmäßigen Rahmenbedingungen keine Waffen- und 
Munitionslieferungen finanzieren. Der globale Outreach müsse fortgesetzt werden, um 
Partner für einen gerechten, dauerhaften und umfassenden Frieden zu finden. Auch die 
Rolle von multilateralen Organisationen wie der OSZE für eine künftige 
Friedensarchitektur sei dabei mitzudenken. EU-Erweiterung auf Basis eines 
leistungsbasierten Prozesses wiederum sei wichtig für die europäische Sicherheit. Ich 
bestätigte abschließend meine geplante Teilnahme an dem für 9. Mai in Aussicht 
genommenen informellen RAB in Lemberg. 
 
In der Diskussion zur Lage im Nahen Osten verwies HV/VP Kallas auf die katastrophale 
humanitäre Lage in Gaza. Der Arabische Plan für Gaza sei eine gute Basis, bedürfe jedoch 
weiterer Überlegungen zur Governance, den Sicherheitsaspekten und der Finanzierung 
des Wiederaufbaus. Zu Syrien sei eine weitere Erleichterung bei sektoriellen Sanktionen 
notwendig, um die Lage zu stabilisieren. Kommissarin Dubravka Šuica verwies auf das 
geplante mehrjährige finanzielle Unterstützungspaket für die Palästinensische 
Autonomiebehörde in Höhe von EUR 1,6 Mrd. Kommissarin Hadja Lahbib zeichnete ein 
düsteres Bild zur humanitären Situation in Gaza und forderte die uneingeschränkte 
Lieferung humanitärer Hilfe. Im Rahmen der Diskussion zeigten sich zahlreiche 
Mitgliedsstaaten besorgt über die humanitäre Lage in Gaza, forderten die bedingungslose 
Fortsetzung der Lieferung humanitärer Hilfe, betonten die Notwendigkeit eines 
permanenten Waffenstillstands- und vollständigen Geiselfreilassungsabkommens und 
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begrüßten die Abhaltung des hochrangigen Dialogs mit der Palästinensischen 
Autonomiebehörde im Anschluss an den RAB. 
 
In der Diskussion zu den EU-Afrika-Beziehungen verwies HV/VP Kallas auf das EU-
Afrikanische-Union-Ministertreffen am 21. Mai in Brüssel und auf die bisherigen Zusagen 
für eine Teilnahme auf Ministerebene. Sie erwähnte die Situation im Sudan und der 
Demokratischen Republik Kongo. Kommissarin Lahbib verwies auf 15 Mio. Vertriebene aus 
dem Sudan sowie die dortige enorme Anzahl an zivilen Opfern. Zur Unterstützung der 
Vertriebenen in der Region habe die EU zusätzliche humanitäre Hilfe in Höhe von EUR 
282,5 Mio. für den Sudan und Nachbarstaaten angekündigt. Zur Demokratischen Republik 
Kongo verwies sie auf den virtuellen Ministeraustausch am 4. April und eine geplante 
humanitäre Luftbrücke zwischen Nairobi und Goma. Mitgliedsstaaten begrüßten die 
verstärkte Aufmerksamkeit für den geopolitisch und ökonomisch wichtigen Partner Afrika 
und betonten die Wichtigkeit fortdauernder EU-Kontakte mit den Sahelstaaten und des 
Respekts der territorialen Integrität der Demokratischen Republik Kongo. 
 
In der Diskussion zum Westbalkan betonte HV/VP Kallas einleitend, dass die EU keine 
Unterminierung der verfassungsmäßigen Ordnung von Bosnien und Herzegowina 
akzeptieren werde. In Serbien bestehe das Risiko, dass die Reformdynamik verloren gehe. 
Kommissarin Kos verwies auf die geplanten nächsten Schritte im Erweiterungsprozess, die 
Vorbereitungen zur graduellen Aufhebung der EU-Maßnahmen gegen Kosovo sowie erste 
Umsetzungsschritte für den Westbalkan-Wachstumsplan. Ich begrüßte die von mir beim 
RAB im März geforderte Einladung der Außenministerinnen und Außenminister der Region 
zu einem Austausch am Rande des RAB sowie die Behandlung des Westbalkans als 
vollwertigen Tagesordnungspunkt und verwies insbesondere auf die Bedeutung der 
Aufrechterhaltung der Glaubwürdigkeit des EU-Beitrittsprozesses und die geopolitische 
Notwendigkeit einer starken EU-Präsenz am Westbalkan. Der EU-Beitrittsprozess müsse 
gestrafft und bilaterale Fragen, selbst wenn sie grundsätzlich gerechtfertigt seien, sollten 
außerhalb des Prozesses behandelt werden. Angesichts der ernsthaften Gefährdung der 
territorialen Integrität von Bosnien und Herzegowina informierte ich, dass Österreich 
mehrere Politiker der Republika Srpska an der Einreise nach Österreich hindern werde, 
und lud andere Mitgliedsstaaten dazu ein, ähnliche Schritte zu setzen. Ich sprach mich 
abschließend auch für die Aufhebung der verhängten EU-Maßnahmen gegen Kosovo aus. 
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Ich stelle daher den 
 
Antrag, 
 
die Bundesregierung wolle diesen Bericht zur Kenntnis nehmen. 
 
12. Juni 2025 
 
 
 
Mag.a Beate Meinl-Reisinger, MES 
Bundesministerin 
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